
 

 

1. Energiewende wird durch die Hintertür ausgebremst 
Nicht der Netzausbau wird beschleunigt, sondern der Ausbau der Erneuerbaren gebremst. 
Unter dem Deckmantel von „Kosteneffizienz“ werden Erneuerbare Technologien (Wind, 
Solar, Speicher...) schlechter gestellt, während fossile Strukturen indirekt gestärkt werden. 

2. Massive Planungs- und Investitionsunsicherheit 
Das geplante Netzpaket gefährdet zentrale Grundpfeiler des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG). Die Aushöhlung von Anschluss- und Einspeisevorrang entzieht der 
gesamten Erneuerbaren-Branche die Investitionssicherheit, verteuert Projekte erheblich und 
treibt Strompreise nach oben. 

3. Fossile Abhängigkeit wird verfestigt 
Die Folgen sind klar: mehr Abhängigkeit von fossilem LNG, mehr Druck auf neue 
Gaskraftwerke, Stärkung fossiler Infrastruktur. Parallel laufen Deals wie der Verkauf von 
Öltanklagern an die USA. Das ist keine Energiewende, sondern eine stille Rolle rückwärts. 

4. Falsche Prioritäten: Netze stärken statt EE-Ausbau bremsen 
Der Weg ist klar: Netzausbau beschleunigen, statt Erneuerbare deckeln. Bei Schaltfeldern 
und Anschlussanträgen braucht es klare Kriterien, welche Projekte realistisch sind. Wenn es 
regional eng ist, muss der Zubau andernorts erleichtert werden – statt pauschal zu 
blockieren. 

5. Digitalisierung und Standardisierung endlich umsetzen 
Die Lösungen sind bekannt: digitale, standardisierte Netzanschlussverfahren. Die Vorschläge 
aus dem Branchendialog der letzten Wahlperiode liegen längst auf dem Tisch – sie müssen 
endlich umgesetzt werden. 

6. EU-Netzpaket als Chance – Deutschland droht zurückzufallen Das EU-Netzpaket 
geht deutlich weiter und setzt auf Netzausbau und Systemmodernisierung. 
Deutschland sollte hier Vorreiter sein, statt sich mit dieser Politik zum „kranken Mann 
Europas“ zu machen. 

7. Akzeptanz und Bürgerenergie werden ausgebremst 
Unsichere Netzzugänge und unklare Refinanzierung treffen besonders Bürgerenergie, 
Genossenschaften und mittelständische Projekte – und damit Akzeptanz, Teilhabe und 
Tempo der Energiewende insgesamt. 

8. Selbstbestimmte Anschlussverfahren führen zu Chaos 
Wenn Netzbetreiber eigene Priorisierungs- und Anschlussverfahren festlegen dürfen, droht 
ein Flickenteppich aus hunderten Regeln. Das bedeutet Rechtsunsicherheit, Intransparenz 
und eine Quasi-Abschaffung des Anschluss- und Einspeisevorrang. 

9. Redispatch-Vorbehalt hebelt EEG-Logik aus 
Der geplante Redispatch-Vorbehalt in Regionen mit >3 % Abregelung macht Projekte kaum 
noch finanzierbar. Drei Prozent Abregelung sind heute Normalfall – das neue Regime 
würde große Teile Deutschlands faktisch zu Ausbau-Verbotszonen machen. 



Zitate aus der Fraktion 

Katharina Dröge: „Was das Bundeswirtschaftsministerium unter Katherina Reiche derzeit 
vorbereitet, ist ein harter Angriff auf die Energiewende, auf bezahlbaren Strom, industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit und unsere energiepolitische Unabhängigkeit. 

Statt den notwendigen Ausbau der Erneuerbaren abzuwürgen, brauchen wir genau das 
Gegenteil: einen schnelleren Ausbau von Wind und Solar sowie konsequente Digitalisierung 
und Ausbau der Netze. Es muss sich für Netzbetreiber lohnen, Anlagen zügig anzuschließen, 
Netze auszubauen und intelligent zu steuern. 

Denn klar ist: Strom wird nicht billiger, wenn man den Ausbau der Erneuerbaren bremst. Er 
wird teurer. Jede zusätzliche Wind- und Solaranlage senkt langfristig die Preise, weil sie 
günstigen Strom liefert, unabhängig von fossilen Weltmärkten, geopolitischen Krisen und 
Importabhängigkeiten. Wer diesen Ausbau behindert, entscheidet sich bewusst für höhere 
Preise. 

Und mehr noch: Katherina Reiche macht Politik gegen die Interessen der Wirtschaft. Wir 
stehen in einem globalen Wettrennen um den Ausbau möglichst viel günstiger und sauberer 
Energie für die Industrie. Diese Pläne sind ein Teuer-Programm, ein Risiko für Investitionen 
und ein Rückschritt für den Standort Deutschland. Wir fordern die 
Bundeswirtschaftsministerin auf, ihren Feldzug gegen die Erneuerbaren endlich zu beenden 
und den erfolgreichen Ausbau von Wind, Solar und Netzen konsequent fortzusetzen.“  

Julia Verlinden: "Das Netzpaket ist ein harter Angriff auf die Energiewende. Es ist 
unbegreiflich warum Katherina Reiche den Friedens- und Sicherheitsenergien aus Sonne und 
Wind noch mehr Knüppel zwischen die Beine schmeißen möchte. In Zeiten internationaler 
Krisen sollte sie mit voller Kraft die Abhängigkeit von fossilen Importen aus unsicheren 
Staaten beenden. 

Mit Peter Altmaier hat schon einmal ein Minister aus der Union für einen Einbruch beim 
erneuerbaren Ausbau in Deutschland gesorgt. Was damals schon hunderttausende 
Arbeitsplätze gekostet hat, würde nun zusätzlich zum wirtschaftlichen Schaden zu 
einem Sicherheitsrisiko für das Land werden. 

Die Pläne von Ministerin Reiche würden der gesamten Erneuerbaren-Branche die 
Investitionssicherheit nehmen und Projekte nicht nur verlangsamen, sondern auch noch 
deutlich verteuern. Wenn Ministerin Reiche nicht Namensgeberin für die nächste 
Abbruchkante in der Ausbaustatistik der Erneuerbaren Energien sein will, sollte sie jetzt alles 
daransetzen, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass der Ausbau beschleunigt 
werden kann - dafür müssen auch die Netzbetreiber in die Pflicht genommen werden, 
rascher und mehr in den Erfolg der Energiewende zu investieren - anstatt dass deren 
Trödeln honoriert wird. " 

Michael Kellner: „Katherina Reiche will die Energiewende killen. 

Mithilfe von Kleinstaaterei sollen erneuerbare Energien abgewürgt werden, anders lässt sich 
nicht erklären, warum künftig jeder Netzbetreiber seine eigenen Regeln machen soll. 
In einem erneuerbaren Energiesystem wird es immer wieder Überschuss geben. Statt 
deswegen den Ausbau zu verhindern, gilt es diesen intelligent zu nutzen, z.B. durch Speicher 
und durch eine beschleunigte Digitalisierung der Netze. 
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Es wird jetzt auf die SPD ankommen, diesen Unsinn zu verhindern.“ honoriert wird. " 

Alaa Alhamwi: "Der Entwurf zum Netzpaket zeigt die fossile Agenda von Ministerin Reiche: 
Die Energiewende wird nicht offen gestoppt, aber durch die Hintertür ausgebremst. Statt 
den Netzausbau konsequent zu beschleunigen, werden Erneuerbare Energien schlechter 
gestellt – das ist fatal. 

Über den Redispatch-Vorbehalt und neue Priorisierungsregeln droht der Anschluss- und 
Einspeisevorrang der Erneuerbaren faktisch verloren zu gehen. Unter dem Schlagwort 
„Kosteneffizienz“ werden Investitionen in Wind und Solar ausgebremst und fossile 
Strukturen verlängert. Und erneut: Vieles deckt sich auffällig mit Forderungen von Reiches 
ehemaligem Arbeitgeber Eon. Diese Lobbyministerin ist nicht mehr haltbar. 

Dabei ist der Weg klar: Netzausbau beschleunigen – nicht den Ausbau der Erneuerbaren 
bremsen. Es braucht Transparenz bei Schaltfeldern, flexiblere Zubauoptionen bei regionalen 
Engpässen sowie endlich digitalisierte und standardisierte Netzanschlussverfahren. Die 
Vorschläge liegen seit dem Branchendialog der letzten Wahlperiode auf dem Tisch – und 
werden weiter ignoriert." 

Katrin Uhlig: „Mit ihrem Netzpaket tritt Katherina Reiche bei der Energiewende auf die 
Bremse, obwohl es jetzt Vollgas beim Ausbau der Erneuerbaren, dem Netzausbau und deren 
Digitalisierung bräuchte. Statt Planungssicherheit zu schaffen, wachsen mit Frau Reiches 
Vorhaben Kosten und Unsicherheit für alle Projekte. 

Künftig sollen Netzbetreiber einen großen Spielraum erhalten, selbst festzulegen, in welcher 
Reihenfolge und zu welchen Bedingungen neue Anlagen an das Netz angeschlossen werden. 
Damit wird ein zentrales Prinzip aufgeweicht, das seit über 25 Jahren Vertrauen und 
Investitionen sicherte.“ 

FAQ zum geleakten „Netzpaket“-Entwurf 

Worum geht es in dem Netzpaket konkret? 

Kern des Pakets sind neue Regeln für den Netzanschluss und die Einspeisung von 
Strom aus erneuerbaren Energien. Nach Einschätzung vieler Unternehmen und 
Verbände könnten diese Regeln dazu führen, dass der bisher garantierte Anschluss- und 
Einspeisevorrang für Wind- und Solaranlagen faktisch aufgehoben wird. 

Warum sind Anschluss (§ 8 EEG)- und Einspeisevorrang (§ 11 EEG) so wichtig? 

Diese beiden Prinzipien sind das Fundament des EEG: 

• Erneuerbare Anlagen müssen bevorzugt ans Netz angeschlossen werden. 

• Ihr Strom muss vorrangig abgenommen werden. 
7-7 

Das schafft Planungs- und Investitionssicherheit. Ohne diese Sicherheit werden Projekte 
t schwer finanzierbar – besonders für mittelständische Unternehmen, Kommunen und 

Bürgerenergie. 
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Was ist der Hintergrund der geplanten Änderungen? 

In vielen Regionen sind die Verteilnetze überlastet. Netzbetreiber kommen mit der Vielzahl 
an Anschlussanfragen nicht hinterher – nicht nur von Erneuerbaren, sondern auch von: 

• großen Batteriespeichern 

• Rechenzentren 

• Industrieanlagen 

Die Koalition verfolgt deshalb das Ziel, Netzausbau und Erneuerbaren-Ausbau stärker zu 
„synchronisieren“. 

Warum stößt dieser Ansatz auf so viel Kritik? 

Weil nicht der Netzausbau beschleunigt wird, sondern stattdessen der Ausbau der 
Erneuerbaren eingeschränkt werden soll. Das Problem sind langsame Netze – nicht zu viele 
Wind- und Solaranlagen. 

Was bedeutet der geplante Redispatch-Vorbehalt? 

In Regionen, in denen im Vorjahr mehr als 3 Prozent des Stroms abgeregelt werden 
mussten, sollen neue Anlagen nur noch dann schnell ans Netz kommen, wenn die Betreiber 
bis zu zehn Jahre auf Entschädigungen verzichten – falls ihre Anlage später wieder 
gedrosselt wird. 

Warum ist das problematisch? 

Eine Abregelung von rund drei Prozent ist heute in vielen Regionen Normalzustand. Der 
Verzicht auf Entschädigungen erhöht das finanzielle Risiko erheblich. Banken könnten 
Projekte schlechter finanzieren oder ganz ablehnen. Das schafft massive 
Investitionsunsicherheit. 

Was ändert sich bei der Reihenfolge von Netzanschlüssen? 

Bisher galt meist das Windhundprinzip: Wer zuerst beantragt, wird zuerst angeschlossen. 
Künftig sollen Netzbetreiber stärker entscheiden dürfen, welche Projekte Vorrang haben. 

Welche Risiken sehen Investoren dabei? 
 

 

Diese Verfahren sind schwer vergleichbar und eröffnen viel Spielraum. Für Projektierer ist 
unklar, nach welchen Kriterien entschieden wird und ob ihr Projekt überhaupt eine 
realistische Anschlusschance hat. 

 

Welche Rolle spielen die Verteilnetzbetreiber? 

Künftig sollen auch Verteilnetzbetreiber eigene Anschlussregeln festlegen dürfen 
für Anlagen ab 135 Kilowatt. 
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Da es in Deutschland über 800 Verteilnetzbetreiber gibt, drohen hunderte unterschiedliche 
Regeln. 

Kann die Bundesnetzagentur das kontrollieren? 

Formell soll die Bundesnetzagentur die Verfahren prüfen. In der Praxis gilt das als 
kaum leistbar. Die Folge wäre ein Flickenteppich an Regeln und noch mehr 
Unsicherheit für Investoren. 

Welche Kosten kommen zusätzlich auf Anlagenbetreiber zu? 

Diskutiert wird ein Baukostenzuschuss für Einspeiser, also eine Beteiligung an den 
Netzkosten. Auch dieses Instrument erhöht die finanzielle Belastung, insbesondere für 
kleinere und mittelgroße Projekte. Baukostenzuschüsse sind auch im AgNes-Prozess der 
Bundesnetzagentur zu Stromnetzentgelten ein Thema. 

Welche Folgen drohen insgesamt? 

• sinkende Investitionen in Erneuerbare 

• Verzögerungen beim Ausbau 

• höherer Abhängigkeit von fossilen Energien 

• steigenden Strompreisen 

Gibt es Alternativen zu den geplanten Maßnahmen? 

• Netzausbau beschleunigen, statt Erneuerbare zu bremsen 

• Netzanschlussverfahren digitalisieren und standardisieren 

• Transparenz schaffen, welche Anschlussanfragen realistisch sind 

• Bei regionalen Engpässen den Ausbau andernorts erleichtern Diese Vorschläge 

liegen seit dem Branchendialog der letzten Wahlperiode auf dem Tisch. 
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